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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12. November 1962 

6 — 65304 — 6066/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über das Zollkontin- 
gent für feste Brennstoffe 1963 und 1964 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 26. Oktober 1962 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

In § 14 sind die Worte „mit Ausnahme des § H' zu streichen. 

Den Vorschlag auf Abänderung des § 14 des Gesetzentwurfs 
begründet der Bundesrat damit, daß bei der vorgesehenen 
Fassung des § 14 zwar die Kontingentsregelung mit Ablauf des 
31. Dezember 1964 außer Kraft treten würde, nicht aber die Be- 
stimmung über die Erhebung des Kohlenzolls in § 1. Dies sei 
im Hinblick auf die nicht absehbare Entwicklung im Bereich 
der Energiewirtschaft und den zu erwartenden Beitritt Groß- 
britanniens zur EWG und zur Montanunion nicht tunlich. Es 
müsse vielmehr die Möglichkeit eröffnet werden, in einem 
ordnungsgemäßen Gesetzgebungsverfahren das gesamte Pro- 
blem rechtzeitig vor dem 31. Dezember 1964 neu zu behandeln. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen. 

Die Bundesregierung stimmt der vom Bundesrat vorgeschla- 
genen Änderungen des § 14 des Gesetzentwurfs zu. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

über das Zollkontingent für feste Brennstoffe 1963 und 1964 


Der Bundestag hat folgendes Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Der Deutsche Zolltarif 1962 (Bundesgesetzbl. 1961 II S. 1683) in der zur Zeit 
geltenden Fassung wird wie folgt geändert: 

Die Tarifnr. 27.01 erhält folgende Fassung: 




Binnen- 

Außen- 

Tarif- 

nummer 

Warenbezeichnung 

Zollsatz für 100 kg 
Eigengewicht 



DM 

DM 


27.01 


Steinkohle; Steinkohlenbriketts und ähnliche aus Steinkohle gewon- 
nene feste Brennstoffe: 

A- Steinkohle: 

I - erzeugt in den Mitgliedstaaten der EGKS: 

a - gegen Vorlage eines Ursprungszeugnisses nach näherer 
Anordnung des Bundesministers der Finanzen (eg^ 

b - andere (egks) 

II -erzeugt in anderen Ländern Cegks) 

B - andere: 

I - erzeugt in den Mitgliedstaaten der EGKS: 

a - gegen Vorlage eines Ursprungszeugnisses nach näherer 
Anordnung des Bundesministers der Finanzen (egi^) 

b - andere (egks) 

II - erzeugt in anderen Ländern (egks) 


frei 
2 — 
2 — 


frei 
2.— 
2 — 


Anmerkungen 

1. Waren der Tarifnr. 27.01 zur Bebunkerung von Seeschiffen in den See- 
häfen unter zollamtlicher Überwachung 

2. Waren der Tarifnr. 27.01 für die Abfallbehandlung in Lohnveredlungs- 
verkehren zur Herstellung von Koks (§ 48 Abs. 5 des Zollgesetzes) 

3. (1) Waren der Tarifnr. 27.01 im Rahmen des nachstehenden Zollkontin- 
gents, gegen Vorlage eines Kontingentscheines 

(2) Das Zollkontingent beträgt für die Jahre 1963 und 1964 insgesamt 
105 vom Hundert der nach dem Gewicht berechneten Menge, die im 
Durchschnitt der Jahre 1954, 1955, 1956, 1957 und 1958 mit Ursprung in 
anderen Ländern als den Mitgliedstaaten der Luropäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl in das Bundesgebiet eingeführt worden ist. 

(3) Die Bundesregierung kann, nachdem dem Bundesrat Gelegenheit zur 
Stellungnahme binnen zwei Wochen gegeben worden ist, mit Zustim- 
mung des Bundestages durch Rechtsverordnung das Zollkontingent bis 
zu 20 vom Hundert erhöhen, wenn dies aus gesamtwirtschaftlichen Grün- 
den geboten ist. Soweit es mit Rücksicht auf die europäische wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit erforderlich ist, kann sie auch von der ihr durch 
§ 77 Abs. 1 des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737) 
erteilten Ermächtigung Gebrauch machen. 

(4) Das Zollkontingent wird nach dem Ursprung der im Durchschnitt 
der Jahre 1954, 1955, 1956, 1957 und 1958 eingeführten Menge in Länder- 
kontingente unterteilt. 


frei 

frei 

frei 


2 ,— 
2 — 
2 ,— 


2 ,— 

2 ,— 

2,— 


frei 

frei 

frei 
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§ 2 

Kontingentscheine nach Anmerkung 3 zu Tarif nr. 
27.01 des Deutschen Zolltarifs 1962 erteilt das Bun- 
desamt für gewerbliche Wirtschaft nach Maßgabe der 
Vorschriften dieses Gesetzes solchen Antragstellern, 
die Waren der Tarifnr. 27.01 in den Jahren 1954, 
1955, 1956, 1957 oder 1958 eingeführt haben. 

§ 3 

(1) Die nach § 1 auf das Zollkontingent und auf 
die Länderkontingente entfallenden Warenmengen 
stellt der Bundesminister für Wirtschaft auf Grund 
der Einfuhrmeldungen fest. 

(2) Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
setzt die Anteile an den einzelnen Länderkontin- 
genten für jeden Antragsteller für die Jahre 1963 
und 1964 in der Höhe fest, die seinem Anteil an den 
in den Jahren 1954, 1955, 1956, 1957 und 1958 mit 
Ursprung in dem betreffenden Lande von solchen 
Antragstellern eingeführten Mengen entspricht, die 
einen Antrag innerhalb der nach § 5 Abs. 1 zu be- 
stimmenden Frist gestellt haben. 

(3) Der Kontingentschein ist für eine auf volle 
eintausend Kilogramm nach unten abgerundete Wa- 
renmenge zu erteilen. 

§ 4 

(1) Um eine wirtschaftlich sinnvolle Ausnutzung 
des Kontingents zu gewährleisten, kann der Kon- 
tingentschein nach Richtlinien des Bundesministers 
für Wirtschaft mit der Auflage erteilt werden, daß 
die zugeteilten Mengen nur zur Belieferung von 
Verbrauchern innerhalb bestimmter Teile des Bun- 
desgebietes zu verwenden sind. 

(2) Werden infolge Nichtausnutzung von Kon- 
tingentscheinen oder aus anderen Gründen Waren- 
mengen für eine Verteilung verfügbar, so können 
sie nach Richtlinien des Bundesministers für Wirt- 
schaft verteilt werden. Die Richtlinien können von 
den Aufteilungsgrundsätzen der Anmerkung 3 Abs. 4 
der Tarifnr. 27.01 des Deutschen Zolltarifs 1962 und 
des § 3 Abs. 2 dieses Gesetzes abweichen, um eine 
wirtschaftlich sinnvolle Verwendung der Rest- 
mengen zu gewährleisten. Für diese Mengen kön- 
nen im Kontingentschein Auflagen über die Belie- 
ferung bestimmter Verbraucher gemacht werden. 

§ 5 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung Ausschlußfristen 
für die Einreichung von Anträgen auf Erteilung von 
Kontingentscheinen festzusetzen und Vorschriften 
darüber zu erlassen, welche Angaben in den Anträ- 
gen zu machen und welche Unterlagen ihnen beizu- 
fügen sind. 

(2) Wer glaubhaft macht, daß er die Antragsfrist 
ohne Verschulden nicht einhalten konnte, kann bin- 
nen einer Frist von zwei Wochen nach Behebung 
des Hindernisses beantragen, nach § 4 Abs. 2 be- 
rücksichtigt zu werden. 


§ 6 

(1) Kontingentscheine dürfen von Berechtigten 
nicht anderen Personen oder Unternehmen zur Aus- 
nutzung überlassen werden. Niemand darf einen 
ihm nicht zustehenden Kontingentschein für sich 
ausnutzen. 

(2) Sind im Kontingentschein Auflagen gemäß 
§ 4 Abs. 1 oder Abs. 2 Satz 3 enthalten, so hat der 
Veräußerer diese Auflagen bei der Veräußerung je- 
dem Erwerber mitzuteilen. Der Berechtigte und der 
Erwerber dürfen die Warenmengen nur in der vor- 
geschriebenen Weise verwenden. 

(3) Wird ein Kontingentschein nicht oder nicht 
vollständig ausgenutzt, so hat ihn der Einführer bin- 
nen drei Tagen nach Eintritt der Umstände, die 
einer Ausnutzung entgegenstehen, dem Bundesamt 
für gewerbliche Wirtschaft zurückzugeben. 

§ 7 

Der Bundesminister der Finanzen oder die von 
ihm beauftragten Zollstellen können auf Antrag 
Zoll und anteilige Ausgleichsteuer für Waren der 
Tarifnr. 27.01, die nach dem 30. November 1962 zum 
freien Verkehr abgefertigt worden sind, erstatten 
oder erlassen, soweit der Antrag unter Vorlage 
eines Kontingentscheines binnen drei Monaten nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes gestellt wird. 

§ 8 

Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft kann 
auf Antrag die Gültigkeit von Kontingentscheinen, 
die auf Grund des § 4 Abs. 2 des Gesetzes über das 
Zollkontingent für feste Brennstoffe 1961 und 1962 
vom 23. Dezember 1960 (Bundesgesetzbl. II S. 2427) 
erteilt worden sind und infolge unvorhergesehener 
Umstände bis zum 31. Dezember 1962 nicht ausge- 
nutzt werden konnten, bis zum 31. Januar 1963 und 
die Gültigkeit von Kontingentscheinen, die auf 
Grund des § 4 Abs. 3 des genannten Gesetzes er- 
teilt worden sind, bis zum 31. Dezember 1964 ver- 
längern. 

§ 9 

(1) Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
kann Auskunft verlangen, soweit dies erforderlich 
ist, um die Einhaltung dieses Gesetzes und der zu 
seiner Durchführung erlassenen Vorschriften zu 
überwachen. Zu diesem Zweck kann es Prüfungen 
beim Auskunftspflichtigen vornehmen und verlan- 
gen, daß ihm die geschäftlichen Unterlagen vorge- 
legt werden. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit 
der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird 
insoweit eingeschränkt. 

(2) Auskunftspflichtig ist, wer unmittelbar oder 
mittelbar an der Einfuhr oder an der Weiterlieferung 
von Waren der Tarifnr. 27.01 teilnimmt oder solche 
Waren verbraucht, 

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
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bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. 

§ 10 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. unrichtige oder unvollständige Angaben 
tatsächlicher Art macht oder benutzt, um 
für sich oder einen anderen einen Kontin- 
gentschein zu erschleichen, 

2. entgegen § 6 Abs. 1 Kontingentscheine an- 
deren Personen oder Unternehmen zur ! 
Ausnutzung überläßt oder einen ihm nicht 
zustehenden Kontingentschein für sich 
ausnutzt, 

3. entgegen § 6 Abs. 2 Satz 1 als Veräußerer 
einem Erwerber eine Auflage nicht mit- 
teilt, 

4. zollfrei eingeführte Waren entgegen § 6 
Abs. 2 Satz 2 nicht entsprechend einer im 
Kontingentschein enthaltenen Auflage 
verwendet, 

5. entgegen § 6 Abs. 3 Kontingentscheine 
nicht binnen drei Tagen nach Eintritt von 
Umständen, die einer Ausnutzung des 
Scheines entgegenstehen, an das Bundes- 
amt für gewerbliche Wirtschaft zurückgibt 
oder 

6. entgegen § 9 Abs. 1 eine Auskunft nicht, 
unrichtig, unvollständig oder nicht recht- 
zeitig erteilt, die geschäftlichen Unterla- 
gen nicht, unvollständig oder nicht recht- 
zeitig vorlegt oder die Duldung von Prü- 
fungen verweigert. 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet wer- 
den. 

(2) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Bun- 
desamt für gewerbliche Wirtschaft, über die Ab- 
änderung und Aufhebung eines rechtskräftigen, ge- 
richtlich nicht nachgeprüften Bußgeldbescheides (§ 66 
Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten) 
entscheidet der Bundesminister für Wirtschaft. 

§ 11 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 10 gelten auch 
für denjenigen, der als vertretungsberechtigtes Or- 


gan einer juristischen Person oder einer Personen- 
handelsgesellschaft, als Mitglied eines solchen Or- 
gans oder als gesetzlicher Vertreter eines anderen 
handelt. Dies gilt auch dann, wenn die Rechtshand- 
lung, welche die Vertretungsbefugnis begründen 
sollte, unwirksam ist. 

(2) Den in Absatz 1 genannten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung 
des Unternehmens oder eines Teils des Unterneh- 
mens eines anderen beauftragt oder von diesem 
ausdrücklich damit betraut ist, in eigener Verant- 
wortung Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz auf- 
erlegt. 

§ 12 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in sei- 
ner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter 
des Bundesamtes für gewerbliche Wirtschaft oder 
des Bundesministeriums für Wirtschaft bei seiner 
Tätigkeit auf Grund dieses Gesetzes bekannt ge- 
worden ist, unbefugt offenbart, wird mit Gefängnis 
bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer 
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 bekannt geworden ist, 
unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 13 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Lande Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

§ 14 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1963 in Kraft 
und mit Ausnahme des § 1 mit Ablauf des 31. De- 
zember 1964 außer Kraft. 
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Begründung 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung am 
16. Mai 1962 im Anschluß an die Energiedebatte 
auf Vorschlag der Bundesregierung beschlossen, den 
Kohlenzoll über das Jahr 1962 hinaus beizubehalten. 
Diesem Beschluß trägt der vorstehende Entwurf 
eines Gesetzes über das Zollkontingent für feste 
Brennstoffe 1963 und 1964 in folgender Weise Rech- 
nung: 

Der Kohlenzoll in Höhe von 20 DM/t wird — und 
zwar gemäß § 1 in Verbindung mit § 14 des Ent- 
wurfs unbefristet — weiter erhoben. Ein Zollkontin- 
gent in unveränderter Höhe, wie bisher auf Länder- 
kontingente aufgeteilt, steht — wenn auch nach 
einem nunmehr vereinfachten Verfahren zu vertei- 
len — dem gleichen Kreis von antragsberechtigten 
Firmen zu. 

Das Zollkontingent war für die Jahre 1961 und 1962 
gegenüber der Kontingentperiode 1959 und 1960 um 
rd. 1,8 Mio t erhöht worden. Ursprünglich bestand 
die Absicht, eine entsprechende Erhöhung auch für 
die Jahre 1963 und 1964 eintreten zu lassen, um den 
deutschen Steinkohlenbergbau zu veranlassen, seine 
Bemühungen zur Anpassung an die veränderten 
Wettbewerbsverhältnisse auf dem Energiemarkt 
verstärkt fortzusetzen. Der Gedanke einer Erhö- 
hung des Zollkontingents wurde jedoch fallen ge- 
lassen, weil sich die Regierung der Vereinigten 
Staaten entschlossen hat, ihre in Deutschland statio- 
nierten Truppen, die bis dahin überwiegend mit 
deutscher Kohle beliefert worden waren, nahezu 
ausschließlich mit festen Brennstoffen amerikani- 
scher Herkunft zu versorgen. Dies hat zur Folge, 
daß für diesen Zweck über das zollfreie Kontingent 
hinaus jährlich rd. 1 Mio t Kohle und Koks einge- 
führt werden. Hierdurch gehen dem deutschen 
Steinkohlenbergbau erhebliche Absatzmöglichkei- 
ten verloren. Der Entwurf sieht daher vor, daß 
das Zollkontingent in der bisherigen Höhe von rd. 
12 Mio t für zwei Jahre bestehenbleibt. 

Die Bundesregierung kann jedoch — wie bisher ■ — 
durch Rechtsverordnung das Zollkontingent bis zu 
20 V. H. erhöhen, wenn dies aus gesamtwirtschaft- 
lichen Gründen geboten ist. Mit Rücksicht auf die 
europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit kann 
sie auch künftig von der weitergehenden Ermächti- 
gung des § 77 Abs. 1 des Zollgesetzes Gebrauch 
machen. Auf diese Weise bleibt die Möglichkeit er- 
halten, auf einen etwaigen Wunsch der Hohen Be- 
hörde hin das Zollkontingent über die vorerwähn- 
ten 20 V. H. hinaus zu erhöhen. 

Hinsichtlich des Kreises der Firmen, die berechtigt 
sind, einen Antrag auf Erteilung von Zollkontingen- 
ten zu stellen, tritt — wie schon erwähnt — gegen- 
über der zur Zeit geltenden Regelung keine Ände- 
rung ein. Dagegen werden bei der Verteilung auf 
die antragstellenden Firmen nicht mehr — wie bis- 
her — die von ihnen vor dem 1. Januar 1959 mit 


Verbrauchern fest abgeschlossenen Verträge bevor- 
zugt berücksichtigt. Vielmehr erfolgt die Verteilung 
ausschließlich nach dem Verhältnis, in dem jede an- 
tragstellende Firma an der Einfuhr sämtlicher An- 
tragsteller in den Jahren 1954 bis 1958 beteiligt war. 
Diese vereinfachte Regelung ist möglich, weil sich 
in den Jahren 1963 und 1964 die auf Grund der er- 
wähnten Verbraucherverträge zu liefernden Men- 
gen amerikanischer Kohle gegenüber der laufenden 
Kontingentperiode um rd. 1,8 Mio t ermäßigen. So- 
weit bei Importeuren die ihnen zuzuteilenden Kon- 
tingentmengen nicht zur Erfüllung dieser Verträge 
ausreichen, werden sie die Fehlmengen von anderen 
Importeuren in zweiter Hand kaufen. 

Gemäß § 4 Abs. 1 des Entwurfs können — wie bis- 
her — die Kontingentscheine nach Richtlinien des 
Bundesministers für Wirtschaft mit der Auflage er- 
teilt werden, die zugeteilten Mengen nur zur Belie- 
ferung von Verbrauchern innerhalb bestimmter 
Teile des Bundesgebietes zu verwenden, um eine 
wirtschaftlich sinnvolle Ausnutzung des Kontingents 
zu gewährleisten. Der Bundesminister für Wirtschaft 
hat in der laufenden Kontingentperiode von dieser 
Ermächtigung elastisch Gebrauch gemacht, so daß 
nennenswerte Schwierigkeiten in diesem Zusam- 
menhang nicht entstanden sind. Es ist beabsichtigt, 
in den Jahren 1963 und 1964 in gleicher Weise wie 
bisher zu verfahren. Der Bundesminister für Wirt- 
schaft wird Ende 1963 prüfen, ob sich im Laufe des 
Jahres 1963 aus solchen Auflagen Unzuträglichkei- 
ten ergeben haben, um die Auflagen gegebenenfalls 
zu lockern oder aufzuheben. In § 6 Abs. 2 des Ent- 
wurfs ist eine entsprechende Mitteilungspflicht auf- 
genommen worden, um die Einhaltung der Auf- 
lagen auch bei mehrfacher Veräußerung bis zum 
letzten Erwerber sicherzustellen. 

Entsprechend der bisherigen Regelung werden auch 
die Kontingentscheine 1961 und 1962, die infolge 
unvorhergesehener Umstände nicht bis Ende 1962 
ausgenutzt werden können, auf Antrag um einen 
Monat verlängert werden. Die Gültigkeitsdauer von 
Kontingentscheinen, die aus Kontingentrückflüssen 
erst im Laufe des Jahres 1962 neu zugeteilt werden, 
kann dagegen bis zum 31. Dezember 1964 verlängert 
werden, um zu vermeiden, daß diese Kontingent- 
scheine aus Zeitgründen nicht mehr fristgemäß aus- 
genutzt werden können. 

Die übrigen Bestimmungen des Kontingentgesetzes 
1961 und 1962, insbesondere über die Rückgabe nicht 
ausgenutzter Kontingentscheine, über die Aus- 
kunftspflicht und über Ordnungswidrigkeiten wer- 
den im wesentlichen beibehalten. § 11 wurde in den 
! Entwurf neu aufgenommen, um auch solche Perso- 
i nen den Bußgeldvorschriften zu unterwerfen, die für 
j andere, insbesondere für Personengesellschaften des 
I Handelsrechts oder für juristische Personen handeln. 
I Da § 9 Abs. 1 des Entwurfs eine weitgehende Pflicht 
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zur Erteilung von Auskünften enthält, bedarf es 
nach dem Beispiel anderer neuerer Gesetze einer be- 
sonderen Strafvorschrift gegen Verletzung der Ge- 
heimhaltungspflicht, die in § 12 des Entwurfs nieder- 
gelegt ist. 

* 

Bund, Länder oder Gemeinden werden durch die 
Ausführung dieses Gesetzes mit Kosten nicht be- 
lastet. 
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